In der Senatssitzung am 25. Februar 2020 beschlossene Fassung

Senator fiur Finanzen

18. Februar 2020

Vorlage fur die Sitzung des Senats am 25.02.2020
»EntschlieBung des Bundesrates —

Zivilgesellschaft starken: Gemeinnutzigkeitsrecht modernisieren und erweitern®

A. Problem

Durch die Entscheidung des Bundesfinanzhofs zu ,Attac” (BFH, Urteil vom 10. Januar
2019 — V R 60/17, BStBI. 1l 2019 S. 301) bestehen im Bereich des steuerlichen
Gemeinnutzigkeitsrechts fur die Verantwortlichen von gemeinnitzigen Vereinen, die
auch an der politischen Meinungsbildung mitwirken mdchten, erhebliche rechtliche
Unsicherheiten.

B. LOsung

Ehrenamtliches birgerschaftliches Engagement sollte nicht durch Rechts-
unsicherheiten behindert werden. Die Bundesregierung soll durch den Entschliel3ungs-
antrag aufgefordert werden, hierfur die entsprechenden Rahmenbedingungen zu
schaffen.

Die verfassungsrechtlich gebotene Trennung zwischen gemeinnutziger Betatigung und
der Mitwirkung an der politischen Willensbildung des Volkes in und durch Parteien ist
hierbei zu berlcksichtigen.

Der Finanzsenator von Berlin (BE) hat Interesse an einer Mitantragstellung bekundet.
Eine offizielle Ruckmeldung ist angekiindigt, steht aber zurzeit noch aus. Das Land BE
wird voraussichtlich insbesondere in Beschlussziffer 4 den Verweis auf die
Abgabenordnung zur Streichung vorschlagen. Nach Auffassung von BE musste dann
entsprechend ebenfalls der letzte Absatz der Begriindung gestrichen werden.

C. Alternativen

Beeintrachtigung und Einschrankung des zivilgesellschaftlichen Engagements von
Birgerinnen und Birgern in Vereinen, durch Fortbestand der Rechtsunsicherheit im
Bundesrecht.



D. Finanzielle und Personalwirtschaftliche Auswirkungen, Gender-Prifung

Eine finanzielle und personalwirtschaftliche Auswirkung ist nicht zu erwarten. Eine
direkte geschlechtsspezifische Wirkung ist mit dem EntschlielBungsantrag nicht
verbunden. Das Politikfeld Geschlechtergerechtigkeit ist von der o0.9.
Rechtsunsicherheit nicht ausgenommen.

E. Beteiligung und Abstimmung

Die Vorlage ist mit dem Bevollmachtigten beim Bund der Freien Hansestadt Bremen
abgestimmt.

F. Offentlichkeitsarbeit und Veroffentlichung nach dem

Informationsfreiheitsgesetz

Einer Verdffentlichung tber das zentrale elektronische Informationsregister steht nichts
entgegen.

G. Beschluss

Der Senat beschliet, dem Bundesrat den EntschlieBungsantrag ,Zivilgesellschaft
starken: Gemeinnutzigkeitsrecht modernisieren und erweitern“ durch die Senatskanzlei
zuzuleiten.



Antrag
der Lander Bremen und Berlin

EntschlielBung des Bundesrates — Zivilgesellschaft starken:
Gemeinnutzigkeitsrecht modernisieren und erweitern

Der Bundesrat moge folgende EntschlieRung fassen:

1. Der Bundesrat stellt fest, dass in der Folge des sog. Attac-Urteils des
Bundesfinanzhofes in Teilen der Zivilgesellschaft erhebliche Unsicherheit besteht, wie
weit sich steuerbegtinstigte Kérperschaften politisch engagieren dirfen, ohne dass sie
riskieren, dass ihnen die Steuerbegunstigung aberkannt wird.

2. Der Bundesrat halt ehrenamtliches zivilgesellschaftliches Engagement fir
unverzichtbar und fir eine tragende Saule in vielen Bereichen unseres Gemeinwesens.
Er unterstreicht, dass steuerbeglinstigte Koérperschaften, die sich im Rahmen der
freiheitlich demokratischen Grundordnung bewegen, die Moglichkeit erhalten missen,
sich politisch zu engagieren, ohne ihre Steuerbeglinstigung zu verlieren und dass der
Staat die entsprechenden Rahmenbedingungen hierfur schaffen muss.

3. Der Bundesrat fordert die Bundesregierung deswegen auf, zeithah einen
Gesetzentwurf zur Starkung der Zivilgesellschaft in das Gesetzgebungsverfahren
einzubringen, der Rechtssicherheit fir die betroffenen Kdrperschaften herstellt.

4. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, die entsprechenden gesetzlichen
Anpassungen und Klarstellungen vorzunehmen. Dabei muss die verfassungsrechtlich
gebotene Trennung zwischen steuerbeginstigter Betatigung und der Mitwirkung an der
politischen Willensbildung des Volkes in und durch Parteien Berlcksichtigung finden.
Auch fir die gebotene Transparenz der Finanzierung sich politisch engagierender
Kdrperschaften gilt es geeignete Regelungen zu finden.

Begrindung:
Zu 1:

Der Bundesfinanzhof hat im sogenannten Attac-Urteil vom 10.01.2019 (V R 60/17) lber
Fragen der Steuerbegiinstigung im Zusammenhang mit politischem Engagement entschieden.
Der Bundesfinanzhof filhrte in seiner Entscheidung die bereits bestehende BFH-
Rechtsprechung zur politischen Betéatigung steuerbegunstigter Organisationen fort und stellte
fest, dass die Verfolgung politischer Zwecke durch Einflussnahme auf die politische
Willensbildung und Gestaltung der 6ffentlichen Meinung nicht steuerbegtinstigt im Sinne der
88 51 ff. Abgabenordnung sei. Steuerbegiinstigte Koérperschaften héatten kein
allgemeinpolitisches Mandat. Eine steuerbegtinstigte Korperschaft durfe sich in der Weise nur
betatigen, wenn dies der Verfolgung eines der in § 52 Abs. 2 Abgabenordnung (AO)
ausdrucklich genannten Zwecken diene. Allerdings durfe die Tagespolitik nicht im Mittelpunkt
der Tatigkeit stehen, sondern misse der Vermittlung der steuerbeginstigten Ziele dienen. In
der Folge der BFH-Entscheidung wurde neben Attac auch weiteren Vereinen die
Steuerbeglnstigung entzogen.



Innerhalb der Zivilgesellschaft fuhrt die 0.g. Entscheidung des Bundesfinanzhofs zu groRen
Verunsicherungen. Es wird beflirchtet, dass das zivilgesellschaftliche Engagement von
Birgerinnen und Birgern in Vereinen beeintrachtigt, eingeschréankt und das Engagement der
Zivilgesellschaft dadurch beschadigt wird.

Zu 2:

Elementare Bestandteile einer lebendigen Demokratie sind eine kritische Zivilgesellschaft und
starke Organisationen, die politische Entscheidungsprozesse aktiv begleiten, sich einmischen
und Stellung beziehen. Die selbstlose Beteiligung an der 6ffentlichen Meinungsbildung sowie
der politischen Willensbildung sind Kennzeichen des zivilgesellschaftlichen Engagements und
ein unverzichtbarer Bestandteil unseres Gemeinwesens. Zivilgesellschaftliche Organisationen
leisten aufgrund gewandelter gesellschaftlicher Strukturen einen immer gréf3eren Beitrag zur
gesellschaftlich-demokratischen Debatte. Das politische Engagement der Zivilgesellschaft
nimmt kontinuierlich zu, politische Willensbildung erfolgt nicht mehr nur ausschlief3lich durch
Parteien.

Vor diesem Hintergrund muss der Staat zeitgemafRe Rahmenbedingungen daflir schaffen,
dass Korperschaften, die sich im Rahmen der freiheitlich demokratischen Grundordnung
bewegen und die Demokratie durch die Beteiligung an zivilgesellschaftlichen Debatten férdern,
steuerlich geférdert werden und dass ehrenamtliches und zivilgesellschaftliches Engagement
auf diesem Weg unterstitzt wird. Ein modernes Steuerbegiinstigungsrecht sollte die
Beteiligung am politischen Diskurs auch flr spezifische Anliegen in frei gewahlten
Politikfeldern im demokratischen Prozess o6ffnen, um dem Interesse an einem breiten
demokratischen Diskurs gerecht zu werden.

Zu 3 und 4:

Dem Wandel in der Zivilgesellschaft sollte im Rahmen der steuerbeglnstigten Zwecke der
88 51 ff. AO unter Beachtung des Artikel 21 Grundgesetz Rechnung getragen werden. Artikel
21 Absatz 1 Satz 1 Grundgesetz normiert, dass die Parteien bei der politischen Willenshildung
des Volkes mitwirken. Mitwirkung bedeutet aber gerade, dass die politische Willensbildung
nicht allein den Parteien vorbehalten ist, sondern auch einer aktiven Zivilgesellschaft.

Es bedarf aber der Sicherstellung einer klaren Abgrenzung steuerbegtinstigter Korperschaften
zu den Parteien. Das Bundesverfassungsgericht fordert in standiger Rechtsprechung eine
Trennung zwischen steuerbegunstigter Betéatigung und der Mitwirkung an der politischen
Willensbildung des Volkes in und durch Parteien. Das Recht der Birgerinnen und Bulrger auf
gleiche Teilhabe an der politischen Willensbildung des Volkes erschopft sich nicht in der
Stimmabgabe bei den Wahlen, sondern auch in der Einflussnahme auf den Prozess der
politischen Willensbildung. Die deshalb bestehenden Beschrankungen der 88 34g, 10b Abs. 2
Einkommensteuergesetz fir Parteien und sonstige, vorrangig politisch agierende
Vereinigungen sollen die Chancengleichheit unter den politischen Vereinigungen wahren und
eine erhéhte steuerliche Begunstigung kapitalstarker Spenderinnen und Spender verhindern.
Bei einer gesetzlichen Neuregelung muss dies — schon aus Grinden der Transparenz —
bertcksichtigt werden.



	20200225_Entschliessung_BR_Gemeinnützigkeit
	Antrag

